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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 3 P 20/07 B 
 
L 6 P 58/07 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
 
 
 
 
...................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Angestellten-Krankenkasse -Pflegekasse-, 
Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Mai 2008 durch den Vorsitzenden  

Richter   Dr.  H a m b ü c h e n   sowie die Richter   S c h r i e v e r   und   Dr.  S c h ü t z e 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-

Westfalen vom 31. Juli 2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Schreiben vom 31.7.2007 hat der Vorsitzende des 6. Senats des Landessozialgerichts 

Nordrhein-Westfalen (LSG) die Klägerin in dem Verfahren L 6 P 58/07 darauf hingewiesen, 

dass die Berufung gegen die Entscheidung der Vorinstanz - Sozialgericht Köln - nach 

Einschätzung der Berufsrichter des 6. Senats des LSG keine Aussicht auf Erfolg habe, weil die 

gesetzlichen Voraussetzungen zur Gewährung von Leistungen nach der Pflegestufe I nicht 

erfüllt seien. Hiergegen hat die Klägerin mit Schreiben vom 4.8.2007 "Widerspruch" eingelegt 

und diesen damit begründet, dass ihr Gesundheitszustand unzutreffend beurteilt worden sei. 

Am 16.10.2007 ist sodann die Berufung der Klägerin vom LSG zurückgewiesen und die 

Revision nicht zugelassen worden. Hiergegen ist ein Rechtsmittel nicht eingelegt worden. 

 

Der "Widerspruch" der Klägerin, den der erkennende Senat als Beschwerde ausgelegt hat, ist 

unzulässig. Das LSG hat mit dem Schreiben vom 31.7.2007 keine Entscheidung getroffen, 

sondern nur einen Hinweis zur Sach- und Rechtslage gegeben; hiergegen ist ein Rechtsmittel 

nicht gegeben. Zudem könnten Entscheidungen des LSG, seines Vorsitzenden oder des 

Berichterstatters vorbehaltlich des § 160a Abs 1 SGG und des § 17a Abs 4 Satz 4 Gerichtsver-

fassungsgesetz (GVG) grundsätzlich nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht 

angefochten werden (§ 177 SGG). Ein Fall des § 17a Abs 4 Satz 4 GVG liegt hier ersichtlich 

nicht vor. Es ist aber auch kein Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren nach § 160a Abs 1 SGG 

in Gang gesetzt worden. Denn zum Zeitpunkt des "Widerspruchs" lag noch gar keine Entschei-

dung des LSG über die Berufung der Klägerin vor, die mit einer Nichtzulassungsbeschwerde 

hätte angegriffen werden können; zudem hätte dies auch nur durch eine der in § 166 SGG 

genannten Personen geschehen können. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 

 

 

1 

2 

3 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

